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Chicago wehrt sich gegen Trump
Washington will Sicherheitskräfte in die von Verbrechen geplagte Metropole schicken

(dpa)/bam. · Präsident Donald Trump
hat am Mittwoch erklärt, dass die ame-
rikanische Regierung Sicherheitskräfte
des Bundes in die Städte Chicago (Illi-
nois) und Albuquerque (New Mexico)
verlegen wolle. Die Kontingente sollen
Hunderte von Uniformierten umfassen.
Trump will nach eigenen Angaben auf
diese Weise einer Welle der Gewalt in
den Metropolen entgegentreten. In Chi-
cago habe es in letzter Zeit eine scho-
ckierende Zunahme von Tötungen und
Gewaltverbrechen mit Schusswaffen-
gebrauch gegeben. «Dieses Blutvergies-
sen muss ein Ende haben.» Geschickt
werden sollen Beamte der Bundespolizei
FBI, aber auch der Drogenpolizei und
des Ministeriums für Inlandsicherheit.

In seiner Pressekonferenz am Mitt-
woch im Weissen Haus nannte Trump
auch andere Städte, in denen die Ge-
walt ausser Kontrolle gerate, darunter
Minneapolis, Philadelphia und New
York. Für die Polizeiarbeit seien eigent-
lich die Stadtregierungen zuständig, er-
klärte Trump, und attackierte die in die-
sen Metropolen regierenden Demokra-
ten scharf.Aber wenn diese ihre Aufga-
ben vernachlässigten, sei das Ergebnis
katastrophal, und der Bund habe keine
andereWahl, als einzugreifen.

Chicagos Bürgermeisterin Lori
Lightfoot hatte sich zuvor klar gegen
eine Entsendung der paramilitärisch
anmutenden Sicherheitskräfte des Bun-
des ausgesprochen. «Ich werde Donald

Trumps Truppen unter keinen Umstän-
den erlauben, nach Chicago zu kommen
und unsere Bürger zu terrorisieren»,
schrieb die Demokratin am Dienstag
aufTwitter.Wenn es aber um die Unter-
stützung der lokalen Kräfte im Kampf
gegen Schusswaffenkriminalität gehe
und die Bundesbeamten nicht versuch-
ten, selbst «Polizei in unseren Strassen»
zu spielen, könne das allenfalls wert-
voll sein. Auch die Gouverneurin von
New Mexico, Michelle Lujan Grisham,
sagte, sie begrüsse einenAustausch über
Gewaltkriminalität und die öffentliche
Sicherheit. Aber sie werde sehr genau
darauf achten, dass die verfassungs-
mässigen Rechte der Bürger eingehal-
ten würden, wenn Bundesbeamte in
New Mexico tätig würden.

In einem sehr ungewöhnlichen
Schritt hatte die Regierung bereits
gegen den erklärten Willen der Stadt
Sicherheitskräfte nach Portland in Ore-
gon entsandt. Mittlerweile sind Klagen
gegen das zum Teil brutale Vorgehen
der Bundestruppen hängig, unter ande-
rem von der Justizministerin des Glied-
staats. «In Portland haben Bundeskräfte
jede Nacht erhebliche Gewalt gegen
Demonstranten angewandt», heisst es
in einem Brief, den die demokratischen
Bürgermeisterinnen von Washington
und Chicago, Muriel Bowser und Lori
Lightfoot, sowie der Bürgermeister von
Portland, der Demokrat Ted Whee-
ler, unterzeichneten. Der Einsatz der
Sicherheitskräfte in Portland habe zu
Eskalationen geführt und das Risiko
von Gewalt gegen Zivilisten und Straf-
verfolgungsbeamte erhöht. Ausserdem
warfen die Bürgermeister der Regie-
rung vor, die Sicherheitskräfte zu poli-
tischen Zwecken zu nutzen.

Lori Lightfoot, die Bürgermeisterin von Chicago,Anfang Juli vor den Medien. AP

Corona-Massnahmen
in Österreich zum Teil illegal
(dpa) · In Österreich hat der Verfas-
sungsgerichtshof einzelne Aspekte der
Corona-Beschränkungen für gesetzwid-
rig erklärt. Die Ausgangsbeschränkun-
gen seien teilweise nicht durch das Co-
vid-19-Gesetz gedeckt gewesen, ent-
schied das Gericht am Mittwoch. «Die-
ses Gesetz bietet keine Grundlage
dafür, eine Verpflichtung zu schaffen,
an einem bestimmten Ort, insbeson-
dere in der eigenen Wohnung, zu blei-
ben», hiess es. Zwar dürfe das Betreten
von bestimmten Orten untersagt wer-
den. Eine Pflicht, zu Hause zu bleiben,
könne auf dieser Grundlage aber nicht
verhängt werden. Die Regierung von
ÖVP und Grünen hatte mit dem Aus-
bruch der Corona-Krise Mitte März das
Verlassen der Wohnung nur aus trifti-
gemGrund erlaubt.Die Richter monier-
ten auch die Kriterien zur stufenweisen
Wiederöffnung der Geschäfte. Die Ver-
ordnung, mit der Mitte April die Öff-
nung von Bau- und Gartenmärkten so-
wie kleiner Geschäfte mit weniger als
400 Quadratmetern Verkaufsfläche er-
laubt wurde, sei eine Ungleichbehand-
lung zum Nachteil grösserer Geschäfte.

IN KÜRZE

Chefredaktor des Portals
«Index» in Ungarn entlassen
(dpa) · Auf Druck der Eigentümer aus
dem Umkreis der rechtsnationalen
Regierungspartei Fidesz ist der Chef-
redaktor des grössten unabhängigen
Nachrichtenportals in Ungarn entlas-
sen worden. Szabolcs Dull habe durch
seinAgieren die Marktposition des Por-
tals «index.hu» beeinträchtigt, erklärte
Laszlo Bodolai, der Präsident der Stif-

Früherer SS-Wachmann
in Hamburg verurteilt
(dpa) · Ein ehemaliger SS-Wachmann
im Konzentrationslager Stutthof ist zu
zwei Jahren Jugendstrafe auf Bewäh-
rung verurteilt worden. Die Jugend-
strafkammer des Landgerichts Hamburg
sprach den 93 Jahre alten Angeklagten
am Donnerstag der Beihilfe zum Mord
in 5232 Fällen und wegen Beihilfe zu
einem versuchten Mord schuldig. Der
Angeklagte hatte als SS-Mann von Au-
gust 1944 bis April 1945 in dem Lager
nahe Danzig im heutigen Polen Dienst
geleistet.Er sei ein «Rädchen derMord-
maschinerie» der Nationalsozialisten ge-
wesen, befand dieAnklage.Der Prozess
wurde nach Jugendstrafrecht geführt,
weil der Mann zu Beginn der Tatzeit
1944 erst 17 Jahre alt war.

Französischer Soldat
in Mali getötet
(dpa) · Ein französischer Soldat ist am
Donnerstag im Einsatz gegen Islamis-
ten inMali gefallen.Der Soldat des Fall-
schirm-Husarenregiments von Tarbes
sei bei Kämpfen gegen bewaffnete Ter-
roristen getötet worden, nachdem ein
Sprengsatz bei der Vorbeifahrt seines
Fahrzeugs gezündet worden sei, teilte
der Elyséepalast mit. Präsident Emma-
nuel Macron sprach den Angehörigen
«und allen Waffenbrüdern» des Solda-
ten sein Beileid aus. Er begrüsste den
Mut und die Entschlossenheit des Mili-
tärs in Mali.

tung, die als formelle Eigentümerin der
Website fungiert.Das Nachrichtenportal
vermochte sich bis vor kurzem trotz dem
schwierigen Eigentümerumfeld die Un-
abhängigkeit zu bewahren. Damit er-
regte es das Missfallen von Ministerprä-
sident Viktor Orban.
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Bürgermeister
schreiben
Brandbrief
Boris Palmer und zwei Kollegen
benennen Probleme der Integration

JONAS HERMANN, BERLIN

Bürgermeister in Deutschland sind
beim Thema Integration oft näher an
der Realität als Spitzenpolitiker oder
Ministerialbeamte. Aus Sicht der Stadt-
oberhäupter von Tübingen, Schwäbisch
Gmünd und Schorndorf läuft dabei eini-
ges verkehrt. Deshalb haben sie einen
Brief geschrieben, der sich an den ba-
den-württembergischen Ministerpräsi-
denten Winfried Kretschmann richtet
sowie an dessen Innenminister Thomas
Strobl. Anlass für das Schreiben waren
die Krawalle in Stuttgart und Frankfurt
am Main, bei denen sich in den vergan-
genen Wochen zahlreiche junge Männer
mit Migrationsgeschichte beteiligten.

Persona non grata der Grünen

Unterzeichnet ist das Schreiben vom
Tübinger Oberbürgermeister Boris Pal-
mer (Grüne), dessen Kollege Matthias
Klopfer (SPD) aus Schorndorf bei Stutt-
gart sowie von Richard Arnold (CDU)
aus Schwäbisch Gmünd. Die drei berich-
ten, auch in ihren Städten gebe es Grup-
pen von jungen, gewalttätigen Männern,
die mit «unverschämtem Rotzbuben-Ge-
habe» auffielen. Über den Anteil und die
Rolle von Asylsuchenden und Migran-
ten in diesen Gruppen wird aus Sicht der
Stadtoberhäupter zu wenig geredet.

«In jeder Mittelstadt in Baden-Würt-
temberg hat sich mittlerweile ein Milieu
nicht integrierter, häufig mit Kleinkrimi-
nalität und Straftaten in Verbindung zu
bringender junger geflüchteter Män-
ner gebildet, das an Bahnhöfen und
öffentlichen Plätzen zusammenkommt»,
schreiben sie. Unter den Asylsuchenden
gebe es eine Gruppe gewaltbereiter jun-
ger Männer, die weit überdurchschnitt-
lich oft Straftaten verübten, vor allem
Körperverletzungen und sexuelle Ge-
walt. Die Oberbürgermeister sprechen
in diesem Zusammenhang von bundes-
weit rund 50 000 Mehrfachstraftätern.

Da der grüne Tübinger Oberbürger-
meister Palmer zu den Unterzeichnern
gehört, bietet der Brief Kritikern einige
Angriffsfläche. Palmer geriet immer wie-
der wegen pointierter Aussagen in die
Schlagzeilen und gilt in seiner Partei als
Persona non grata. Um sich gegen die er-
wartbare Kritik zu wappnen, schreiben
die Oberbürgermeister, dass es nicht
zielführend sei, junge Menschen als
«fanatisierte, marodierende Ausländer-
horden» zu brandmarken. Diejenigen
Befürworter der Willkommenskultur, die
Zuwanderung romantisierten und stets
nach sozialpädagogischen Lösungen rie-
fen, seien aber genauso wenig hilfreich.

Viele Zuwanderer sind kriminell

Wer in Deutschland unverblümt über
Probleme mit straffälligen oder extre-
mistischen Zuwanderern spricht, wird
schnell als Rassist gebrandmarkt. Eine
halbwegs nüchterne Debatte über Inte-
gration scheint nach wie vor kaum mög-
lich. Politiker flüchten sich oft in Flos-
keln oder meiden das Thema.

Der Brief der Oberbürgermeister
sticht daher heraus. Sie beschreiben eine
Entwicklung, die den Behörden zuneh-
mend Sorge bereitet. Deutschland hat
ein Problem mit kriminellen Zuwande-
rern. Das zeigt die Kriminalstatistik, wo
diese Gruppe bei Gewalt- und Sexual-
straftaten deutlich überrepräsentiert
ist. Ausserdem werden Deutsche häufi-
ger Opfer einer Gewalttat, die von Asyl-
suchenden verübt wurde, als umgekehrt.
Die Oberbürgermeister fordern daher
ein verpflichtendes Dienstjahr, das alle in
Deutschland lebenden jungen Menschen
absolvieren sollen – entweder bei der
Bundeswehr oder in sozialen und kultu-
rellen Einrichtungen. Zudem seien Zu-
geständnisse an Migranten zu machen,
die sich eigentlich nicht mehr in Deutsch-
land aufhalten dürften.Wenn man guten
Willen erkennen könne, müsse ein so-
genannter Spurwechsel möglich sein.
Ein abschiebepflichtiger Asylbewerber
könnte dann etwa eine Ausbildung be-
ginnen und somit legal im Land bleiben.

Streit um Amerikas Schulen
Das Coronavirus verstärkt die sozialen Unterschiede im Bildungswesen

MARIE-ASTRID LANGER, SAN FRANCISCO

In wenigen Wochen beginnt in mehreren
amerikanischen Gliedstaaten das neue
Schuljahr, in Hawaii etwa bereits am
4. August. Doch im Gegensatz zu ande-
ren Ländern, die trotz Corona-Pande-
mie den Schulunterricht wieder aufge-
nommen haben, hat sich in den USA die
Infektionskurve bisher nicht abgeflacht,
im Gegenteil. In Schulbezirken im gan-
zen Land wird nun diskutiert, ob die Bil-
dungseinrichtungen nach den Sommer-
ferien wieder öffnen sollen.

Obwohl der Entscheid letztlich bei
den Gemeinden liegt, ist die Debatte
hochpolitisch. Für Präsident Donald
Trump spielen die Schulen eine Schlüs-
selrolle bei der angestrebten schnellst-
möglichen Rückkehr zur Normalität.
Solange Kinder zu Hause lernen, kön-
nen Millionen von Erwerbstätigen nicht
an ihren Arbeitsplatz zurückkehren.
«Ich hätte gerne, dass die Schulen wie-
der öffnen», wiederholte Trump an einer
Pressekonferenz im Weissen Haus am
Mittwoch. Bildungsministerin Betsy De-
Vos drohte den Schulbezirken bereits,
andernfalls die Finanzmittel zu kürzen.

Kein Internet, kein Laptop

Tatsächlich spricht einiges dafür, Schu-
len so schnell wie möglich wieder zu öff-
nen. Untersuchungen zeigen, dass die
Wissenslücken amerikanischer Schüler
schon jetzt gewaltig sein dürften, nach-
dem das vergangene Schuljahr zwei
Monate früher geendet hat als geplant:
Die Lesefähigkeiten von Schülern der
3. bis 8. Klasse dürften nur 70 Prozent
im Vergleich zu einem normalen Schul-
jahr erreicht haben, die Kenntnisse in
Mathematik gar nur 50 Prozent. Die
Werte sind Durchschnittsangaben, bei
Kindern aus bildungsfernen Familien
sind die Wissenslücken wohl noch grös-
ser. Experten warnen davor, dass diese
unaufholbar werden, sollte das virtuelle
Lernen noch Monate andauern. Laut
Schätzungen verfügen rund 20 Prozent
der Schüler im Land nicht über hinrei-
chend schnelle Internetverbindungen;
mancherorts geht es auch den Lehrern
so. Viele Kinder verfügen zudem über
keinen Computer.

Nicht nur aus akademischer Sicht
wäre die Wiederöffnung der Schulen
wichtig. Experten weisen zudem darauf
hin, dass die Interaktion mit anderen
Kindern und Lehrern für die psycholo-
gische und soziale Entwicklung extrem
wichtig und später kaum noch nachzu-
holen ist. Zudem bekommen mehr als
26 Millionen Kinder, also knapp die

Hälfte aller Schüler in den USA, Mahl-
zeiten gratis oder subventioniert in der
Schule, weil sie aus einkommensschwa-
chen Familien stammen. Auch arbei-
ten die Eltern in solchen Haushalten
oft nicht von zu Hause aus, sondern in
Fabriken, Restaurants oder Supermärk-
ten. Sie können ihre Kinder tagsüber
nicht beaufsichtigen oder bei der Schul-
arbeit unterstützen.

Zudem ist das Infektionsrisiko für
Kinder offenbar geringer als für Er-
wachsene, wie Trump am Mittwoch kor-
rekt betonte. Unter 18-Jährige machen
knapp ein Viertel der Bevölkerung in den
USA aus, aber weniger als 8 Prozent der
Corona-Fälle. Laut dem Covkid-Projekt,
das Covid-19-Infektionen bei Kindern
und Jugendlichen verfolgt, mussten bis-
her 805 Minderjährige auf Intensivstatio-
nen behandelt werden. 77 sind an den
Folgen des Virus gestorben. Hinzu kom-
men 342 minderjährige Patienten mit
einer wohl mit dem Coronavirus in Be-
zug stehenden Herzerkrankung («multi-
system inflammatory syndrome»). Laut
einer Studie aus Frankreich übertragen
Kinder das Virus auch seltener als Er-
wachsene. Die verbreitetste Erklärung

für all das sei, dass Kinder weniger Pro-
teinrezeptoren hätten, an die das Virus
andocken könne, sagte Mark Schleiss,
pädiatrischer Infektiologe an der Univer-
sity of Minnesota, gegenüber der Website
«Politico».Andere Theorien vermuteten,
dass die kleineren Lungen von Kindern
oder auch deren geringe Körpergrösse
eine Übertragung erschwerten.

Geld für Masken und Tests fehlt

So wichtig Schulöffnungen wären, so
gross ist die Unsicherheit angesichts
rasant steigender Infektionszahlen und
eines massiven Mangels an Covid-19-
Tests, verbunden mit tagelangen Warte-
zeiten für die Ergebnisse. In Florida,
einem der neuen Epizentren der Pande-
mie, hat nun die Lehrergewerkschaft da-
gegen geklagt, dass Gouverneur Ron De-
Santis die Schulen zur Öffnung zwingen
will – insbesondere für ältere Lehrkräfte
sei das Infektionsrisiko zu gross. Viele
Schulen argumentieren zudem, dass die
13,5 Milliarden Dollar an Hilfsgeldern
aus Washington nicht reichten, um den
neuen Hygiene- und Testempfehlungen,
die etwa von den Centers for Disease

Control and Prevention stammen, nach-
zukommen; zumal viele Städte und Ge-
meinden, welche die öffentlichen Schu-
len zum Grossteil finanzieren, Finanzein-
bussen durch die Pandemie hätten und
Schulbudgets sogar noch hätten kürzen
müssen. Das Ergebnis ist ein Flicken-
teppich an Lösungen: New York City als
grösster Schulbezirk führt ein hybrides
Modell ein, bei dem Schüler in Clustern
und rotierend in die Klassenzimmer zu-
rückkehren. Los Angeles und San Diego
wollen angesichts der hohen Infektions-
zahlen in Südkalifornien ihre 800 000
Schüler weiter virtuell unterrichten.

Klar ist schon jetzt, dass die Pande-
mie die Ungleichheit im Bildungswesen
noch verstärkt. 10 Prozent der knapp 57
Millionen Schulkinder in den USA be-
suchen Privatschulen wie die Punahou-
Schule in Honolulu, die knapp 27 000
Dollar pro Jahr kostet, ein durchaus
üblicher Preis. Dank üppigen Budgets
konnten sich diese Schulen den neuen
Anforderungen anpassen: Die Puna-
hou-Schule etwa beschäftigt einen Epi-
demiologen und hat Fieber-Scanner in
den Gängen installiert. Mitte August
wird sie ihre Türen wieder öffnen.

Lehrerinnen und ihre Angehörigen fordern am vergangenen Montag in Detroit eine «sichere oder gar keine Schule». IMAGO

Neuerlicher Frauenmord erschüttert die Türkei
Die AKP erwägt, aus der Istanbul-Konvention gegen Gewalt gegen Frauen auszutreten – doch nun regt sich Widerstand

ULRICH VON SCHWERIN

Pinar Gültekin befand sich im letzten
Jahr ihres Wirtschaftsstudiums und war
dabei, sich an der Universität im west-
türkischen Mugla auf ihre Diplom-
prüfung vorzubereiten. Doch vergan-
gene Woche meldete ihre Familie die
junge Frau als vermisst, da sie nicht ans
Telefon ging. Fünf Tage später wurde in
einem Wald ihre teilweise verbrannte
Leiche in einem betongefüllten Fass
gefunden. Der Verdacht fiel rasch auf
ihren Ex-Freund, und im Verhör gestand
der Barmann, die 27-Jährige nach einem
Streit ermordet zu haben.

Die Studentin ist nach Zählung der
türkischen Aktivistinnengruppe We Will
Stop Femicide bereits die 146. Frau, die
dieses Jahr aufgrund ihres Geschlechts
in der Türkei ermordet wurde. Zumeist
waren die Mörder die eigenen Ehe-
männer, abgewiesene Verehrer oder
Verwandte. Die Nachricht des Todes von
Gültekin löste in den sozialen Netzwer-
ken eine Welle der Empörung aus und
trieb in Istanbul, Ankara, Mugla und

anderen Städten am Mittwoch zahlrei-
che Menschen auf die Strasse. Viele De-
monstranten gaben der islamisch-kon-
servativen Regierung eine Mitschuld
am Fortbestehen patriarchaler Struktu-
ren in der Gesellschaft. «Pinar Gültekin
wurde aus demselben Grund ermordet,
der allen Femiziden zugrunde liegt: Sie
wurde getötet, weil sie zu einem Mann
‹Nein› gesagt hat», sagten Aktivistin-
nen bei einer Kundgebung im Istanbu-
ler Stadtteil Kadiköy.

Auf Kritik stiess insbesondere eine
Debatte in der Regierungspartei AKP
von Präsident Recep Tayyip Erdo-
gan über einen Austritt aus der Istan-
bul-Konvention. Die Übereinkunft des
Europarats zur Verhütung und Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen war 2011
bei einer Konferenz in Istanbul beschlos-
sen und von der Türkei noch im selben
Jahr ratifiziert worden. Konservative
Kreise kritisieren aber schon lange, dass
sie traditionelle Werte untergrabe. An-
fang Juli sagte der stellvertretende AKP-
Chef Numan Kurtulmus, es sei «falsch»
gewesen, die Konvention zu unterzeich-

nen. Auf die Frage nach einem mög-
lichen Austritt antwortete er: «Wenn es
in unserem Volk eine solche Erwartung
gibt, können wir das nicht ignorieren.»
Wie andere konservative Politiker wirft
er der Konvention vor, traditionelle Ge-
schlechterbilder infrage zu stellen und
die Familie zu gefährden.

«Wir werden ihnen nicht erlauben,
die Istanbul-Konvention anzurühren»,
versicherte jedoch eine Aktivistin bei
einer weiteren Demonstration in Istan-
bul an die Adresse der AKP gerichtet.
«Femizide können gestoppt werden,
doch nicht, indem ihr an der Istanbul-
Konvention herumpfuscht», sagte auch
eine Sprecherin bei einer Kundgebung
in der Küstenstadt Izmir, in deren Nähe
Pinar Gültekin ermordet worden war.
Die meisten Proteste verliefen fried-
lich. Doch in Izmir ging die Polizei ge-
waltsam gegen die Demonstranten
vor. In den vergangenen Jahren inter-
venierte die Polizei immer wieder mit
Gewalt gegen Frauen, die gegen Gewalt
an Frauen protestierten. Für internatio-
nale Empörung sorgte der Einsatz von

Tränengas gegen Demonstrantinnen, die
sich am Internationalen Frauentag am
8. März in Istanbul dem Versammlungs-
verbot widersetzt hatten.

Die Ermordung von Frauen sorgt
immer wieder für Debatten in der Tür-
kei, doch beschränken sie sich meist auf
die sozialen Netzwerke und die libera-
len Hochburgen wie die Istanbuler Vier-
tel Kadiköy, Besiktas oder Izmir. In den
grossteils von der Regierung kontrollier-
ten Medien kommt das Thema nur am
Rande vor, und die regelmässig vorge-
brachten Forderungen nach einer schär-
feren Anwendung der Gesetze verhal-
len weitgehend ungehört. Frauenrecht-
lerinnen kritisieren, dass es zwar Ge-
setze gegen Gewalt an Frauen gebe, aber
die Täter bei der männlich dominierten
Polizei und Justiz allzu oft auf Nachsicht
hoffen könnten. Die AKP hat sich zwar
unter der Präsidentengattin Emine Erdo-
gan der Stärkung der Rechte der Frauen
und dem Kampf gegen häusliche Gewalt
verschrieben. Doch die Debatte um die
Istanbul-Konvention zeigt, dass längst
nicht alle Teile der Partei dahinterstehen.
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